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Aufhebung v0n Steuervergünstigungen: Dispositionsschutz nach
Kassenlage!
Ium Beschfuss des Zweiten Senats vom 5. 2. 2002 - 2 BvR 305,348/93

Wird das Bundesverfassungsgericht den von der rückwirken-
den Verlängerung der Spekulationsfrist des S 23 EStG und der
Absenkung der Wesentlichkeitsgrenze des $ 17 ESIG betroffe-
nen Steuerpflichtigen zur Seite springen? Diese F'rage beschäf-
tigt derzeit Gerichte wie Beratungspraxis und Biirger gleicher-
malScn. Aufmerksam sollte man daher die vorliegende Ent-
scheidung zur Abschaffung der Steuerbegiinstigung von sog.
Sozialpfandbricfen zur Kenntnis nehmen, äußert sich das
BVerfG hier doch erstmals scit der Schiffsbaubeteiligungsent-
scheidung aus 1997 wieder zum Komplex steuerrechtliche
Rückwirkung und Dispositionsschutz.

l .  Das Problem, der Ausgangspunkt
Mit der l lntscheidung zur Abschaffung der Steuerbegiinst igung von
Sozialpfandbriefen (5\ .Ja IrStG) vom 5. 2. 2OO2 hat das IJundcsver-
fassungsgericht das erste Mal seit  clcr viel beachteten Schiffstrarrbe
tci l igungsentscheidung vom 3. 72.19971 wieder zu lragen dcr Zu-
lässigkeit rückwirkcndcr Steuergesetzgetrung Stellung bezogen. lrs
stcl l t  sich die Frage, ob die von der Schiffsbaubctei l igungscntschei-
dung geweckten Hoffnungen auf effektiveren, verfassungsgericht-
l ich einktagbaren l) isposit ionsschutz in lrr fül lung gcgangcn sincl.

Die Anderung von Steuergesetzen zwingt zum Ausgleich zwischen
den Bestandsinteressen der Stcucrpfl  icht igcn, dic ihrc l) isl losit io-
nen an cler bisherigen Rechtslage ausgerichtet haberr, und den An-
derungsinteresscn des Gesetzgebers. l)abci stehen sich Stcuerbtir-
ger und Steuergesetzgeber zumcist unvcrsöhnlich gegenübcr. Ge-
fragt ist die Vermittlung durch das Bundesverfassungsgericht.
Doch dessen Signale sind nicht eindeutig.

Einerseits begehren Bundesfinanzhof und Finanzgerichte neuer-
dir-rgs gegen nachträgliche Eingriffe in im Vertrauen auf eine be-
stimmte Rechtslage getätigte Dispositionen auf, indern sie etwa die
Verfassungsmäßigkeit der Verlängerung der Spekulationsfristen
durch das Steuersenkungsge setz 1999 I 2OOO I 2OO2 inZw eifel ziehen'.
Dcr Impuls hierzu ging vom Bundesverfassungsgericht aus. Scit der
Schiffsbaubeteiligungsentscheidungvom 3. 12. 1997 t erkennt dcr 2.
Senat des Bundesverfassungsgerichts an, dass der Steuerpflichtige im
Zeitpunkt dcr Vornahme der tatbestandsmäßigen Handlung des
Schutzes gegenüber einer Verschlechterung der Steuerrechtslage be-
darf. Statt wie bisher für die Beurteilung der Abgeschlossenheit des
Sachverhalts - und damit für die [,inordnung in die Kategorien echte
und unechte Rückwirkung-andie Entstehungdes Einkommensteu-
eranspruchs am Ende des Veranlagungszeitraums anzuknüpfen, hat
sich das Gericht damit dem handlungsorientierten Dispositions-
schutzkonzept der Literatur" angenähert. Der neue Beschluss cies
2. Senats zu den Sozialpfandbriefen vom 5. 2. 2002 bestätigt diesen
Richtungswechsel.

Andererseits sind die Chancen des in seinem Gesetzesvertrauen
verletzten Steuerpflichtigen, vor dem Bundesverfassungsgericht
zu obsiegen, so schlecht wie eh und ie. Gegen die Fiskalinteressen
des Staates - so legt es das aktuelle Judikat zur Abschaffung der

Steuerbegünstigung von Sozialpfandbriefen nahe - kann sich das
private Bestandsinteresse nicht durcl.tsctzen. Finanznot überwindet
Disposit ionsschutz.

l l .  Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts

1. Abschaffung der Steuetbefreiung von Zinsen aus
Sozialpfa ndbrief en

Der neucn Entschcidung zum Ausma{3 dcs bei steuerlichen Geset-
zesänderungcn zu gcwährenden l)ispositionsschutzes liegt die Auf.
hebung der Steucrbcfreiung vcln Zinscn aus sog. Sozialpfandbriefen

zugrunde. l)ie Steucrbegünstigung entstammt den Anfangsjahren

der I lundcsrepublik. $ 3a ESIG, eingeft ihrt durch das Erstc Gesetz

zur Förderung dcs Kapitalmarkts vom 1.5. Dezember 1952, befreite

Z insen aus  bes t immten,  vor  dem 1 .  1 .  1955 vom Bund oderden

Kommunen ausgcgebenen l)fandltriefen unter dcr Bedingung

von der Steuer, dass dic llrlöse überwicgend im sozialen Woh'

nungsbau eingesctzt wurden. I) ie Soz-ialpfandbriefe zeichnen sich

durch cine Verzinsur.tg unterhalb dcs rnarktirtrlichen Zinses sowie

eine schr langc l ,aufzcit  von bis zu TO.lahren, z. 
' l ' .  

sogar ohnc End-

fäl l igkeit ,  aus. l) ie Steuerbefreiung sol l te cl ie nieclr igere Verzinsung

kompensicren. Bereits ab 1967 wurde Kritik an S 3a EStG laut, des-

sen Abschaffung man jedoch zunächst aus Gründen des Vertrau'

ensschutzes nicht fur möglich hiclt .  1992 kam es dann dennoch

zur Abschaffung der Steuerbefrciungs. lnfolge der Gesetzesände-

rung fiel der Kurswert der zuvor begünstigten Sozialpfandbriefe

auf ca.7O %r des Ausgabewertes.

2. Die Kernaussagen des Gerichts

a) Die Aufhebung der Steuerfteiheit stel l t  trotz massiver
Kutsverluste lieinen tingriff in Art. 14 Abs. 1 GG dar

Die Aulhebung von $ 3a [,StG berülrrt nach Auffassung des Ge'

richts weder im I'linblick auf clie clurch den Steuerzugriff ge'

"  Mehr übcr d ie Autoi in cr fahren Sie auf  S.  Xt l .
1 BVerfG, ,1. 12. 7997 - 882197, BVerfGE 97, 67 ff., BB 1998, 1454 Ls ^ -, ,l
2 Siehe clie Aussetzungsentscheidung des BfU, 5. 3. 2O0l - lX B 90/00, BStbL u

ZOO1,4O3, BB 2001,66.1;  fG Düsseldot f ,15.6.ZOOO-Z K 4318/98 F,EFG zuw'

1423, sowie die auf Art. 100 Abs. 1 G(; 8es1ützte Richtewortage FG KÖln' :l) /'

2OO2 - 13 K 460/01, ww.fg-koeln.nrw.dc; s. aber auch aktuell BFH,6' s' zv'"

- xt R 50/00, Bsttll. II 200i 453 ff., BB 2oo2,14o3, wo bzgl. der AnwendunS

von $ 233 Abs. 2a AO wciterhin veranlagungszeitraumorientiert ludrzrett ""-
den ist. Zur Neuorientierung der Finallzrechtsprechung s. Balmcs, tr 2"""

392 ff.; Spindler, DSIR 2001, 725 ff. ^. , 4.
3 Siehe frr. 1; hierzu etwal. Hey, BB 1998, 1444ff.; Leisner, StuW 1998, z:+L'''

Spilr./ler, DSIR 1998, 953 ff.; Stapperfend, IR 1998, 383 ff.
4 Vgf . etwa Scltatuttbttrg,lfts 2000, 1884 (1887 ff .); Münch, DSIR Pg7,-1674; Ret'

mer, DSIZ 2OOl, 725 (729); lachmann, ThürVIll. 7999, 269 (272t; Offcrh-atts;.1:i

2001, 556 (559); Vo(el, in: Festschrift für Lleckel, 1999, S. 875 \884); KficntPt'

in: Kirclrhof, EStG KompaktKommentar, 2. Aufl.,2OO2, Einleituns^Kz ""rG

$ 52 Rz. 14; Schmehl, Die Verlängerung der Spekulationsfristen in ? "'^],i^.
und der wandel in der Rückwirfungtä.g,ltuiik, 2001, S. 8ff .; Weber-ure,u*',

Steuern im modernen Verfassungsstaat, 2001, S. 244; I'eisner, Kontinutta' "'-

Verfassungsprinzip, 2002, S. 568 f.
5 Steueränderungsgesetz 1992 v. 29. Z. 1992, BGBI. I 1992, 297 .
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5s56älerte Rendite noch im Hinblick auf den Kursverlust Art. 14

Abs 1 GG". Dabei orientiert sich das BVerfG bei der Ausgestaltung
jes Eigentumsschutzes von Wertpapieren und Forderungen am

Leitbild des Sacheigentums. Auch bei Wertpapieren soll Art. 14

Abs. 1 GG nicht den 
'l'auschwert 

bzw. eine bestimmtc Renditeer-

wartung schützen, sondern nur deren Grundlage in Gestalt des

Wertpapiers und der darin verbrieften Forderungen. Eigentums-

schutz würde nur dann eingreifen, wenn die Beschwerdeführerin-

nen zur Aufgabe ihrer Wertpapiere gezrvr:ngen würden. Geschützt

sei zudem nur der Kapitalstamm, dieser werde aber nicht angetas-

tet, da die Beschwerdeführerinnen am Ende der Laufzeit - also in

der Regel spätestens 2025 - das eingesetzte Kapital zurückerhiel-

ien.

Dass das Bundesverfassungsgericht selbst dann, wenn die Verschär-

fung der Bcsteuerung zu einem Kursverlust und damit einer teil-

weisen Lntwcrtung des zur Einkünfteerzielung eingesetzten Wirt-

schaftsguts f t ihrt,  einen Eingrif f  in Art.  14 GG ablehnt, ist nicht

nachvollziehbar. Der Versuch, den lnhalt des Forderungs-

eigentums am Sacheigentum auszurichten, wird den Besonderhei-
ilten dieser Eigentumsform nicht gerecht. Wer:tpapiereigentum
.,,zeichnct sich gcrade clurch Fungibi l i tät aus7. t) iese hängt aber maß-
.,. geblich von der Entwicklung des Kurswertes ab. l)er Einwand, dass
r'trotz des Kursverfalls am Ende der Laufzeit das eingesetzte Kapital

zu \OO Vo zuriickgezahlt wercle, ist angesichts cler langen Laufzeiten

einiger Sozialpfandbriefe bis 2025, z. 
'l'. 

sogar ohnc Befristung,
nicht gceignet, der Gesetzesänderung dic eigentumsrechtl iche l le
levanz zu nchrnen. l)enn sie zwingt dcn Stcuerpflichtigen dazu,
diese Zeitspanne auszusitzen, wirkt wie ein zeitwci l iges Verfü-
gungshindernis. Würdc der Gesetzgcbcr ein auf 3.5 Jahre begrenztes
Veräußerr.rngsverbot für bestimmte Wirtschaftsgüter anordnen
bzw. eine Veräußcrung innerhalb diescr Irr ist mit einer f inanziel len
Sanktion belegen, man hättc keinen Zweifel, dass Art. 14 Abs. 1 GG
berührt wäreö.

;,,b) Oie Aufhebung von g 3a tStG hält sich ,,noch" im Rahmen
:,.,  einet verfassungsrechtl i(h zulässigen tatbestandlichen
'i,r. Rückwirkung

In einem zweiten Schritt orüft das Gericht. ob sich die Beschwerdc-
. fuhrerinnen - wenn nichl auf Art.  l4 Abs. 1 CG - so doch auf cl ie

verfassungsrechtlichen Gewährleistungcn des Vertrauensschutzes
lberufen können, lehnt jedoch auch dicses ab, da sich die Aufhe-
. Dung von S 3a ESIG ,,noch"' im Rahmen einer verfassungsrecht-

;,.lich zulässigen tatbestandlichen Rückwirkung halte.

I ,Das Gericht geht von einer tatbestandlichen ILückanknüpfung aus,
-'rda der Sachverhalt der Inhaberschaft der Sozialpfandbriefe noch

,: nicht abgeschlossen sei, erkennt aber an, dass dic Aufhebung
,'',,von S 3a EStG Sachverhalte erfasst, die bereits vor der Verkündung
i' ,,ins Werk gesetzt" wurden. AIs ,,maßgeblicher, einem Vertrauens-
iil,atbestand zugrunde liegender Sachverhalt" sei auf ,,den Zeitpunkl
ii des Erwerbs der Weftpapiere . . . abzustellen". Die Erwerber von Sozi-
i'1älpfandbriefen hätterrdiese in Kenntnis der Steuerbefteiung erwor-
1:i pen und im Rahmen ihres Rentabilitätskalküls darauf vertraut, dass
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menten Stellung. Praktisch in Umkehrung zu seiner Rechtspre-

chung in der Schiffsbaubeteiligungsentscheidung, wo eine Regie-

rungserklärung das Vertrauen in das geltende Gesetz zu zerstören

oder doch stark einzuschränken vermochte, folgert das Gericht

in der vorliegenden Entscheidung aus dem Umstand, dass die Be-

schwerdefuhrerinnen ihre Anteile vor einer Erklärung der llundes-

regierung, die Steuerfreiheit bis zum Ende der Laufzeit beizubehal-

ten, erworben hatten, dass sie kein besonderes Vertrauen in den

Fortbestand der Steuerbefreiung fur sich reklarnieren konnten. Un-

ter Missachtung des Gewaltenteilungsprinzips lässt das Gericht da-

mit erneut die Wirkung des Parlamentsgesetzes hinter Drklärungen

cier Regierung zuriicktreten.

Im Rahmen der Abwägur.rg zieht das Gericht dann ncbcn den Zic-

len des Abbaus ungerechtfertigter Steuervergiinstigungen sclwie der

Vereinfachung das ,,Ziel der Bewältigung der finanziellen Lasten

der deutschen Wiederwcrcinigung als einen überragendcn ßelang

des Gemeinwohls" heran, , ,hinter dem auch die Vertrauensschutz-

interessen der lleschwerdeführerinnen zurückstehen müsseu".

l l l .  Beweilung
l)ie vorliegende Entscheidung lässt sich nicht ohne weiteres auf an-

dere steucrrechtliche lltickwirkungen übertragen. Die Besonderheit

des Fal les lag darin, dass $. la ESIG ein besonders langfr ist ig ange-

legter Dauersachvcrhaltrr zugrunde lag, da die Steuerbegünstigung

sich auf Wertpapiere mit zum'l 'ei l  70-jähriger Laufzcit ,  zum Teil  so-

gar ohne l lndfäl l igkeitsbcstimrnung bezog. I)abci ging es ledigl ich

um die F'ortsctzung der Steuerbegünstigung der Altpfandbriefbesit-
zer, denn neuc steuerbel iunstigte Sozialpfandbriefe wurden nach

dcm .11. 12. 1954 ohnehin nicht mehr ausgegeben. Damit l ief

die lrorderung nach Disl.rosit ionsschutz in diescm Fall  auf eine ab-

solute Anderungsschranke hinaus.

' l rotz 
dieser Besclnderheiten lässt die vorl iegende [,ntscheidung er-

kennen, in welche I l ichtung sich die Rückwirkungsrecirtsprechung
des Bundesverfassungsgerichts entwickelt. Insbcsonderc weist sic

cinige I'arallelen zu dcr Schiffsbaubeteiligungsentscheidung auf.

llestätigt worden ist die bereits in der Schiffsbaubeteiligungscnt-
scheidung vollzog,ene Wende weg vom veranlagungszeitraumbezo-
gcnen Rückwirkungsbegrif f  hin zu einem Disposit ionsschutzkon-

zept. Dass die Zinsen, um deren Steuerfreiheit es ging, crst im Vcr-

anlagungszeitraum der Gesetzesänderung bzw. sogar crst in

zukünftigen Veranlagungszeiträumen bezogen werden, spielte kei-

ne Rolle. Diese eindeutige Abkehr von der Veranlagungszeitraum-
Rechtsprechung ist uneingeschränkt zu begrtißen. Endlich rücken

nun auch all jene Sachverhalte in das Blickfeld des Vertrauens-

schutzes, bei denen der Steueranspruch erst in Zukunft entsteht,

die zugrunde liegenden Dispositionen aber vor dc'r Gesetzesände-

rung vorgenommen wurden. Soweit die gute Nachricht.

Doch wie bereits in der Schiffsbaubeteiligungsentscheidung wird

jede Hoffnung auf einen auch im Ergebnis erhöhten Dispositions-

schutz auf der Rechtfertigungsebene zunichte gemacht. Hatte das

Gericht in der 1997er Entscheidung als rechtfertigenden Gemein-

wohlbelang immerhin noch auf die volkswirtschaftlichen Gefah-
! 1 r ! : ,  

- -  v r r u  r r u  N d l t l l l E l l  l I l l E )  ^ E l l t 4 u l l l t d t ) Ä d t ^ u r )  u 4 t 4 u r  v s l

lgi*l$,3a ESIG bis zum Ende der Laufzeit Anwendung finde.

.I's folgen sehr differenzierte Aussagen zur Qualität der Vertrauens-
des $ 3a ESIG. Wie bereits in der Schiffsbaubeteiligungs-

scrleidung rnisst das Gericht S 3a EStG als steuerrechtlicher Len-
hrift, die den Steuerpflichtigen zu einem bestimmten

f.e!algn veranlassen soll, eine verstärkte Vertrauensschutzquali
beilo. Andererseits sei S 3a ESIG aber als Vorschrift zur Regelung

- besonders langfristig angelegten - Dauersachverhalts die
gsanfälligkeit immanent. Darüber hinaus nimmt das

t dezidiert zur Bedeutung von außerhalb des Gesetzes liegen-

Siehe dagegen die ausftihrlich begründete und bereits zuvor veröffentlichte
Auffassung cies Prozessvertreters ßenJee, in: Festschrift fur F. Klein, 1994,
s . 6 1 1  ( 6 1 9 ) .
BYerfG,27.4.  1.999 -  1 BvR 1613i94,  BVerfGE i00,  289 (305 f f  ) .
tsVerfG, 19.  6.7969 -  1 BvR 353/67,  BVerfGE 26,215 (2ZZ).
A.  a.  O.,  Tz.  61.
Zu dieser auch im Schrifttum weit verbreiteten Auffassung s. VogelfuValdhoff'
in: Bonner Kommentar, Vorbem. zu Art. 104a - 115, Rz. 492; Kirchhof, DSIR
1989, 263 (268); kritisch /. He, Steuerplanungssicherheit als Rechtsproblem,
2002, s.306 ff.
Zur Problematik der Gewährung von Venrauensschutz bei Dauersachverhal-
ten s. I. Hey, Steuerplanungssicherheit als Rechtsproblem, 2002, S' 400 ff'
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ren von Fehlallokationen und Ankündigungseffekten verwiesenl2,

so reichte dern Gericht ietzt der staatliche Finanzbedarf als gewich-

tiger Gemeinwohlbelang, um die berechtigten Bestandsinteressen

der Steuerpflichtigen zu überwinden. Zwat fuhrt das Cericht zu-

nächst aus, ,,die bloße Absicht, staatliche Mehreinkünftc zu erzie-

len, ist . . . fur sich genommen noch kein den Vertrauensschutz be-

troffener Steuerpflichtiger regelmäßig überwindendes Gemein-

wohlinteresse, weil dieses Zlel durch iedes, auch durch

sprunghaftes und willküriiches Besteuern erreicht würde"' Dcn-

noch soll ,,das lnteressc des Staates, durch Anderung von Steuerge-

setzen unerwartete Mindereinnahmen auszugleichen . ' ' , ein ge-

wichtiger Gemeinwohlbelang" sein. Über den Umstand, dass erst-

malig dem aligemeinen staatlichen Finanzbedarf die

ausschlaggebende Rolle bei cler Überwindung von Vertrauens-

schutz zugewiesen wird, kann die Differenzierung zwischen der ['r-

zielung von Mehreinnahmen und dem Ausgleich von Minderein-

nahmen nicht hinwegtäuschen, zumal sie in der Sache nicht nach-

vollziehbar ist. Die in der Entscheidung herangezogenen Lasten

der Wiedervereinigung legen nahe, dass es in Wirklichkeit gar

nicht um den Ausgleich unerwarteter Mindereinnahmen ging'

l)enn nachdem sich S 3a ESIG auf einen feststehenden Bestand

an steuerbegünstigten Sozialpfandbriefen bezog, waren hier keine

Überraschungen zu erwarten. Unerwartet war der Mehrbeclarf der

Wiedervereinigung und nicht die Mindereinnahmen aus dcr Stcu-

ervergünstigung des $ 3a tlStG.

Dic t lr isanz clcr Entscheidung l iegt darin, dass der unreflekt ierte

Einsatz dcs Fiskalarguments die Gefahr birgt,  ledweden l) ispclsit i -

onsschutz auszuhebel. l ' ' .  Dic Gründe für den staatl ichert Ir inanz-

bedarf sind vielfält ig, oftmals auch gewichtig. So l ießen sich den

Bcstandinteressen dcr Steuerpflichtigen außer den Lasten dcr Wie-

<lervereinigung etwa die Sestiegenen Kosten fur die inncre Sictrcr-

heit, die demographische Entwicklung oder die Pflicht zur l"inhal-

tung der Konvergenzkriterien entgcgenhalten. Indes, ebctrsowenig

wie cler F,innahmeerzielungszweck in der Lage ist, gleichheitssatz-

widrige Steuern z-u rechtfert igenta, ist er in der Lage - als cinziges

Argument - Dispositionsschutz zu überwinden' Dcnn stcts muss

der Gesetzgeber sich den Einwand gefallen lassen, er habe den Fi-

nanzbedarf mit gleichheitssatzkonformen bzw. mit nicht vertrau-

ensvcrletzenden Steuererhöhungen decken können'

Zwar fuhrt das Gericht neben clem Finanzierungsargulnent auch

die Ziele der Vereinfachung und des Abbaus gleichheitssatzwidri-

ger SteuerverSünstigungen an' Der Vereinfachungszweck hat le-

doch so pauschal keine verfassungsrechtliche Qualität und ist

dem Vcrtrauensschutz, zu desscn Überwindung er angeführt wird,

folglich nicht gleichrangig. Auch das Argument des Abbaus gleich-

heiissatzwidriger Steuerprivilegien - grundsätzlich ein gewichtiger,

durchaus mit dem Vertrauensschutz konkurrierender Gemein-

wohlbelang - greift hier nicht durch. Denn nicht iede Steuerver-

günstigung ist per se gleichheitssatzwidrigls. S 3a E'SIG war als

io-p.tltution einer niedrigen Verzinsung von staatlichen und

kommunalen Anleihen sachlich gerechtfertigt, und z-war ohne dass

es auf die mittlerweile ausgelaufene Zweckbindung ankam'

Dass das Gericht sich von dem Argument beeindrucken ließ, man

habe mit der Abschaffung der steuerbefreiung ein Zeichen setzen

wollen, dass in Zukunft, insbesondere im Rahmen der Wiederver-

einigung,nichterneutsteuerbegünstigtefestverzinsl icheWertpa-
piere (sog. Deutschlandanleihe) ausgegeben werden sollten, er-

icheint vor dem Hintergrund der aktuellen Diskussion um denJob-

floater, bald vielleicht auch einen Hochwasserfloater, überrascht.

Die Versuchung bleibt, nur die Bezeichnungen werden moderner'

DiegrößereAbschreckwirkunghättewahrschein}icheineBundes.
verfissungsgerichtsentscheidung gehabt, die dem Gesetzgeber klar

gemacht hätte, dass sich einmal ins Leben gerufene Begünstigun-

gen, auf die der Bürger berechtigterweise vertrauen konnte, nicht

ohne weiteres wieder abschaffen lassen.

Eines ist iedoch nicht von der Hand zu weisen: Der Gesetzgeber bg-

fand sich in einer - allerdings selbst verantworteten - Zwickmühle:

Die Crux der Sozialpfandbriefe ist ihrc ungewöhnlich lange Lauf-

zeit. Hätte man die Steuerfreiheit bis zum Ende der Laufzeit gewäh-

ren wollen, wäre der Gesetzgeber noch auf lange, bei den ,,E1v1g-

keitspapieren" sogar ohne zeitliches Limit gebunden Sewesen.

Ein iachgerechter Interessenausgleich hätte hier nur darin beste-

hen können, die Emittenten der Sozialpfandbriefe gesetzlich zur

Anpassung der Zinsen bzw . zur votzeitiSen Rückzahlung des Nomi-

nalbetrages zu verpflichten, um auf diese Weise den Wegfall der':

Steuerfreiheit zu kompensieren. Auch wenn die Abwälzung staatli- '

cher Vertrauensverantwortung auf die Ebene der Bürger grundsätz'

lich abzulehnen ist, wäre diese Lösung hier vertretbar Sewesen, da

es sich bei den Sozialpfandbriefen ausschließlich um staatliche An.

leihen handelte, den ändernden Staat also auch die Anpassungs-

verpflichtung getroffen hätte. Nicht ausreichend war iedoch der
- übrigens auch bereits aus der Schiffsbaubeteiligungsentscheidung

bekannte - allgemeine Hinweis des Bundesverfassungsgerichts auf

etwaige zivilrechtliche Anpassungsansprüche, da eine Anpassung

über das Institut des wegfalls der Geschäftsgrundlage mit erhebli-

chen Risiken behaftet ist'".

lV. Folgerungen fÜr zukÜnft ige Entscheidungen
Versucht man nun auf der Grundlage der vorliegenden Entschei-

dung den Ausgang der die Gerichte aktuell beschäftigenden llück-

wirkungsprobleme des Steuerentlastungsgesetzes 1999lZOml

200217 zu prognostizieren, so tappt man weitgel-rend im Dunkeln'

Zwar is tdavonauszugehen,dassdasGer ich t indenFä l lenderVer -
längerung <1er Spekulationsfrist des S 23 Abs l llStG und dcr Ab-

,..fu,"rg äer wesentlichkeitsgrenze des s 17 Abs. 1 Satz I Ilst(l be-

reits de; Zeitpunkt der Anschaffung des (irundstücks bzw' dt's An-

teils, iedenfaüs aber der Verär-rßerung vertrauensschutzrechtliche

Relevanz bcimessen wird. ob das (icricht abcl im Ergebnis die

übergangslose Verlängerung der Spekulationsfristen bzw' Absen-

Xung'aei Wesentlichkeitsgrenzc beanstanden wird, ist ungewiss'

Einen Eingrif f  in Art.  14 Abs. 1 GG wird das Gericht wohl vernet-

,-r.,-t, ,u-ul nach Aussitzen der - verlängcrten - Spekulationsfristen

Grundstücke unci Wertpapiere ia weiterhin steuerfrei veräußert

werden kör'rnen. Daher wircl es die Verlängerung der Spekulations-

frist aller Voraussicht nach allein am verfassungsrechtlichen Ver-

trauensschutzprinzip messen, dessen Durchsetzungsschwäche all-

scits bekannt ist. So lassen sich zahlreiche das Vertrauen schwä-

chende Momente anfuhren. Ist nicht die steuerfteiheit privatel

Veräußerungsgewinne eine der im Fachschrifttum am meisten an-

geprangerten Auspragungen des Einkunftedualismusls? War die

Besteuerung privater Verä"ußerungsgewinne nicht bereits 
Tth'fi:l

auf der polltiichen Agenda? Sucht man nicht vergeblich eine post-

BVcrfG, 3. 1.2. 1997, BVerfGE 97 ' 67 (82)'

Frh rrfl StbJb. 1 g 86 t 87, 27 9 (259) ; Knt se / Düe n, 1n: Tipke/Kru-se'

Schtin', P,I\-1997,1:133 (1338); Tipkc, SIRO Bd l, 2 Aufl' 2000' S

lich zum Budgetargument Drüen, FR 1999' 289 (29O f')'

K .T i l ke ,  S IRO 8d .1 ,2 .  Au f l . ,  ZOOO,S .232 f '

1 2
.13

14
1 5
l 6

S 4 AOTZ 23i

.762 ausfufi'

1 7

l 8

K.'I-ipke, SIRO Bd. I, 2. Aufl., 2000, S. 331, 340 ff

Xi'i,ü1;läY J"l .jtä äHfä"d;"ö; {"'p-.1":r.:"'i:*',c" ÄH'5ä!,A l l e l o r n g s n a l O a s u L U N U l l t t r l r t r r u c r a r r r ö r r U a r r J l ' " , : ^ Y  n p  1 a 9 5 ,

Iung des Nominalbetrages anerkannt, s. Ol'G Köin, 28.1'' t?7!,',,Il,irtaii',Iung des NominalDetrag.es.anerKalrlrt' )' vr'\r Nurrr, 

"i 
iii i irXrtUrUa,+Zi' ff .; zu den zivilrechtlichcn Ausgleichsansprüchen tt f-":l: -  ̂ ," -

;;öö;^r;ääi;;].;;ä *"4 t\s+, +as ri.; riers', DB lses,1062.rIDB 199J, JIJ (J15 rt.); öeyert Yvrvr rv7t, aoa tL' '  sct)', 
l 'Ä W"senttich-

Zur Verlängerung der Spekulationsfristen und zul 
lbs^enl(:-ngu'i).'|,i,"-.fli:il::g.THf"Tf ffIi:il1", *r r rsensee, zooz, s 4zt i,i,ä *Rn" w

keitsgrenze s. Eilers,ln: festscnrrrt rurJ lscrr5ec, zwz, r ' aLL \1" "i"1.'.p 'ts99,

7ggg",433 (437 f.); Pleyer, NJW 1999, 3156ff'; Schweyer/DannecKer' bD "' ' '

2375 ff .; Wehrheim/Schmitz, StuB 2001, 759 {2375 tf .; Wehrnetm/5cllmltz, )tub zuul, /Jv t , - xr 1998,
Siehe stellvertretend den Beschluss des 57' DJT, Sitzungsberlcnt i; 'o l.Siehe stellvertretend den Beschluss oes )/ ' uJr, rrv-urrSJU^crrur'-^"i s.7.
S.212. Dagegen nimmt die Rechtsprechung kein€n Anstoß'#'"l l iLt"S,

i'|i'-lt^t1f "nÄ1'"ff.;';'J)"5ä'i'iliätL,'"ti".'',."sra.Y:i:i'j:1969 - Z tsvL 20l6s, BVeilGt 26' ruL \rLv r'r; dNlucrr ' '  
;;q;;das dre Pn-

13. 10. 1999 -vlZ1Zl79g9, EFG 2000, 505 (Az -BFH: IV R 9C'' : -. '- i1Ptt'13. 10. 1999 -yl ZlLl 1999, f,t(J /UUU, ruJ (AZ -Drrr' - 
^:r lrri-

uit"ii"ru.,g prituter Veräußerunsrg"*i.t." tur Serechtfertist:l ,*il;}r""'iiäv l l e S l e r u n S  p r l v a l e l  v e r d u b ( r u I t x ) B s w r r r i l s  ' u r  6 \ ! r . r r r \ r r ' . Ö '  
: z  a e s  s r a a t e s  

s t *

varv'ermögin und Privatsphäre unter dem besonderen StnY 
,,^ ^^;noefeD.-vaWermögen und l,nvatspnare urrrer uerrr utsrurrusrcrt "-.,".äil"ring"" l.a.

hen, und iudem die lange Tradition der Differenzierung und

deutung privater Veräußerungsgeschäfte anfuhrt'
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. rive Aussage des Gesetzgebers bzw. der Regierung, dass es bei der

,- iteuerfreiheit bteiben werde? Und ist nicht die Verbreiterung der
' 

o.t.rr.rnBsgrundlage durch Abschaffung der Privilegien einzelner
' 

lin legitirnes Mittel zur Finanzierung von Steuersatzsenkungen ftir

. , .al le Steuerpfl icht igen? Allenfal ls die Fäl le, in denen Steuerpfl icht i-
j  r  se zwischen dem 1. 1. 1999 und dem Beschluss des Steuerentlas-

flir ängrg.r.ttes am 24. 3. 1999 veräußert haben, werden sich nicht

Wi; gunt so einfach abweisen lassen.
l '  r l ,

,,i fU, A.n Steuerpflichtigen lässt sich aus der vorliegenden Entschei-

,,.;_lidung vernünftigerweise nur eine Lehre ziehen: Hände weg von

;:;..Investitionsn, 
dic sich nur im Hinblick auf staatliche Steuersparan-

l l

: ,  , " ' i '

Einkommensteuerrecht

gebote und Ilesteuerungslücken rechnen. Der Steuergesetzgeber
seinerseits wäre gut beraten, wenn er - soweit er auf l.enkungsmaß-
nahmen nicht ganz verzichten mag - diese kurzfristig anlegt, und
damit mit überschaubarern Risiko für den Staatshaushalt ebenso
wie für den Steuerpflichtigcnle. Unbefristete Fördertatbestände
bergen hingegen die Gefahr, dass sich die berechtigten Erwartun-
gen der Steuerpflichtigen in die Beibehaltung von Steuervergünsti-
gungen und die I{aushaltslage auseinander entwickeln.

19 Go ldberg ,  Tax  l lev icw Bd.49  (1994) ,305 f l .

l::. Sanierun gsabsicht ei nes Fremdgläubi gers,

ffiurnn ein Akkord mehrerer Beteiligter vorliegt
H'ä '
$p Bt l t ,  Ur te i t  vom 16.  5.2002 -  lV R l l l01
l rj'vonllstml: FG Bremen vom 7. 3. 2000 - 296226K 5

,(EFG 2OOO, 723)

lTIISAII:

Erlässt der einzigc gesellschaftsfremde Gläubiger einer sanie-
rungsbedürftigen und sanierungsgeeigneten Besitzpersonenge-

' sellschaft einen Teil ihrer Schulden, so ist davon auszugehen,
. dass er in Sanierungsabsicht handelt, wenn zugleich eine Ge-
'i';ellschafterin auf den ihr gegenüber dcr Gesellschaft zustehcn-
:;"den Rentenanspruch verzichtet und der Hauptlieferant der Be-

flFiebsgesellschaft an diese einen nicht rückzahlbaren Zuschuss

r{ IAftVIRHAIT: l)ie Klägerin ist eine KG. Sie war im Streitiahr (1986) ledig-
l,r.lich Bcsitzgcsellschaft. Betriebsgesellschaft war die A-GmbH. An der
e: Klägerin waren clie Beigeladene und B als Kornplementäre sowie D';r als Komrnanclitistin beteiligt. Die Ileigeladcne nahrn am Ergebnis lt.
j.. Handelsbilanz der Klägerin nicht teil; sie bezog von dcr Klägerin ledig-
: r  l i i h  a ; - ^  r  ^ : 1 - - ^ - a ^  r : ^  - r ^ , . ^ - r : ^ L  ^ r ^  c ^ - r - - - L - . ! - : - - L ^ ^ : - - ^ L - ^  ^ - . ^ ^ - .;rijich eine Leibrente, die steuerlich als Sonderbetrjebseinnahme crfasst

:iilm Verlauf des Streitlahres waren zu Lasten der Klägerin bei ihrer Haus-

libank, der ll-Bank, Verbindlichkeiten von I 305 448 I)M entsranden, die
..ln Höhe von ca. 1 025 000 DM gesichert waren. Im Sommer 1986 er-

rte die E-Bank, sie sei auf Grund der wirtschaftlichen und finanziel-
Verhältnisse der Klägerin nicht mehr bercit, ihr Engagement in der

n Form fortzufuhren. Der Klägerin gelang es in der Folge-
, die F-Bank dazuzu gewinnen, an Stelle der E-llank unter bestimm-
Voraussetzungen ihre Finanzierung zu übernchmcn. Die F-Bank

eine Umschuldung, die im Wesentlichen darauf beruhen
te, dass die E-Bank einen Teil ihrer Forderunsen erließ und dass
Beigeladene auf den ihr gegenüber der Klägerii zustehenden Leib-

anspruch verzichtete. Außerdem sollte der Hauptlieferant C ei-
nicht rückzahlbaren Zuschuss von 150 000 DM gewähren, den al-
ngs nach dem Vorbringen des FA die Betriebs-Gmbl{ erhielt.

die Klägerin gegenüber der E-Bank zunächst cinen Forde-
zicht in Höhe von 350 000 DM angeregt hatte, erklärte sich

Bank bereit, 250 000 DM zu erlassen, korrigierte iedoch diesen Be-

Mit Erklärung vom 6. Dczembcr 1986 verzichtetc dic Beigeladene auf
die ihr zustehende Rentenforderung. Gleichzeitig schicd sie als Gcscll-
schafterin aus der Klägerin aus. Zu diescm Zeitpunkt war für sie in einer
negativen Ergänzungsbilanz dcr Bctrag von 593 695 DM ausgewiesen.
Die negativc Ergänzungsbilanz hatte bei Gründung der KG dazu gc-
dicnt, einen Linbringungsgewinn der Beigeladenen bzw. ihres verstor-
benen Ilhemanncs zu vcrmciden.

Gegen Übergabe der von der Klägerin zur Verftigung gcstcllten Sichcr-
l'reiten übcrnahm die F-tsank dic verbliebcncn Krcdite der Klägcrin von
der E-Bank. Der Tcilverzicht von 200 000 DM rcduzierte sich dulch cinc
Zafrlung aus denr l)rivatvermögcn dcs Komplerncntärs I] an die ll-Bank
auf 157 22O DM.

I)iesen ISctrag bctrachtetc dic Klägerin zusamrncn mit dem F'ordcrungs-
verzicht cler als (icscllschaftcrin ausgcschicdenen Bcigeladenen von
195 787 DM als steuerfreicn Sanierur.rgsgewinn gemäf3 S 3 Nr. 66 ESIG
in dcr im Streit jahr geltenden Fassung ( l iSt( i  a. p..1 und reichte eine ent-
sprechende GewinnfeststellungserkJärung für das Streitjahr ein.

In ihrer [,rklärung zur einheitlichen und gesonderten Gewinnfeststcl-
lung 1986 wies die Klägerin cinen laufendcn Verlust von 151 049
DM aus. Für die tscigcladenc crrcchnetc sic eincn Aufgabcgcwinn
von 397 9O7 DM. Das IrA ermitteltc demgegenübcr einen Aufgabcgc-
winn der l}eigeladcnen von 376 327 DM, der auf der Auflösung des ne-
gativen Kapitalkontos in der Ergänzungsbilanz beruhte. Die hieraus re-

sultierende Einkomrnensteuer wurde der Beigeladenen später in vollem

Umfang erlassen. Als laufenden Verlust der Klägcrin berücksichtigte
das FA lediglich einen Betrag von 829 DM, den es in Höhe von 821
DM B und in Höhe von 8 DM D zurechncte. Es behandelte zwar den
Verzicht der Beigeladenen auf ihren Rentenanspruch gewinnneutral

als Einlage, erkannte jedocl-r den Forderungsvcrzicht der E-Bank nicht

als steuerfreien Sanierungsgewinn an. Das FG wies die Klage ab. Die Re-

vision führte zur Aufhcbung des F-G-Urteils und zur Anderung des an-
gefochtenen Gewinnfeststellungsbescheides.

AUS DtN GRüNDEN: Bei der Ermittlung des steuerlichen Ergebnisses,

das die Klägerin im Streitjahr erzielt hat, muss der von der E-Bank
gewährte Schulderlass in Höhe von 157 2ZO DM außer Betracht

bleiben. Es handelt sich insoweit um einen steuerfreien Sanie-
rungsgewinn.

Steuerfreier 5anierungsgewinn setzt nach
$  3  Nr .66  tS tG  a .  t .  . .  .
Nach S 3 Nr. 66 ESIG a. F. waren Erhöhungen des Betriebsvermö-
gens, die dadurch entstanden, dass Schulden zum Zweck der Sanie-
rung ganz oder teilweise erlassen wurden, von der Einkommen-

steuer befreit. Nach ständiger höchstrichterlicher Rechtsprechung
sind unter einer Sanierung Maßnahmen zu verstehen, die geeignetmrt Schreiben vom 23. Dezember 1986 auf 200 000 DM


